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Gesetz zur Anderung des Schleswig-Holsteinischen Wohnraumschutzgesetzes

Vom

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Schleswig-Holsteinische Wohnraumschutzgesetz vom 21. Juni 2024 (GVOBI. Schl.-H.
S. 458) wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu § 12 folgende Angabe eingefugt:
,§ 12a Registrierungsverfahren fur die kurzfristige Vermietung von Unterkunften tber

Online-Plattformen; Registrierungspflicht*

2. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worte ,,,wenn sie dem Wohnraummangel nicht auf andere Weise
mit zumutbaren Mitteln und in angemessener Zeit abhelfen kdnnen® gestrichen.

b) Folgender Satz 2 wird angeftigt:

,Die Gemeinden haben den Erlass einer Satzung dem fur Wohnen zustandigen

Ministerium unverzuglich anzuzeigen und die Satzung zu ubermitteln.”

3. In § 11 Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:
,Die Genehmigung darf neben von der verfligungsberechtigten Person auch von einer
nutzungsberechtigten Person beantragt werden, wenn diese eine Einverstandniserklarung

der oder des Verfigungsberechtigten vorlegt.”
4. § 12 Absatz 3 wird gestrichen.
5. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefugt:

»912a
Registrierungsverfahren fiir die kurzfristige Vermietung von Unterkiinften tuiber

Online-Plattformen; Registrierungspflicht

(1) Gemeinden kénnen in einer Zweckentfremdungssatzung fir das Anbieten von

UnterkUnften fur die kurzfristige Vermietung uber Online-Plattformen ein



Registrierungsverfahren nach Artikel 3 Nummer 8 der Verordnung (EU) 2024/1028"
einfuhren. Eine kurzfristige Vermietung von Unterkunften liegt vor, wenn eine mdéblierte
Unterkunft tage- oder wochenweise als Ferienwohnung vermietet oder sonst fir Zwecke
der Fremdenbeherbergung genutzt wird, unabhangig davon, ob die Vermietung gewerblich
oder nichtgewerblich erfolgt. Vom Registrierungsverfahren ausgenommen sind die in
Artikel 3 Nummer 1 Satz 2 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2024/1028
genannten Beherbergungsstatten und damit insbesondere Hotels, Gasthofe und
Pensionen. Soweit eine Gemeinde ein Registrierungsverfahren nach diesem Absatz

einfuhrt, stellt sie dieses online bereit.

(2) In Gebieten, in denen ein Registrierungsverfahren nach Absatz 1 Satz 1 eingeflihrt
wurde, ist die Gastgeberin oder der Gastgeber verpflichtet, die Unterkunft bei der
Gemeinde zu registrieren, bevor diese Uber eine Online-Plattform fur die kurzfristige
Vermietung angeboten wird (Registrierungspflicht). Die Gastgeberin oder der Gastgeber
hat hierzu die nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 erforderlichen
Angaben Uber die Unterkunft und zu ihrer oder seiner Person zu machen. Anderungen
der in Satz 2 genannten Angaben sind von der Gastgeberin oder dem Gastgeber Uber

eine im Registrierungsverfahren bereitgestellte technische Funktion vorzunehmen.

(3) Die Gemeinde kann in der Zweckentfremdungssatzung verlangen, dass den nach
Absatz 2 Satz 2 Ubermittelten Informationen Belege beigefugt werden. Dies kann auch die
Vorlage einer Kopie der Genehmigung nach § 11 Absatz 1 oder einen eindeutigen
Verweis darauf umfassen. Die Gemeinde stellt sicher, dass die bereitgestellten
Informationen und Unterlagen fur spatere Registrierungen wiederverwendet werden

konnen.

(4) Nach Vorlage der nach Absatz 2 erforderlichen Angaben und nach Absatz 3 zu
ubermittelnden Belege hat die Gemeinde fur die betreffende Unterkunft automatisch und
unverzuglich kostenfrei eine Registrierungsnummer zu erteilen. Die Erteilung der

Registrierungsnummer ist ein Verwaltungsakt.

(5) Die Gastgeberin oder der Gastgeber ist verpflichtet, der Online-Plattform fur die
kurzfristige Vermietung von Unterklnften mitzuteilen, ob die dort angebotene Unterkunft
einem Registrierungsverfahren nach Absatz 1 Satz 1 unterliegt. Ist dies der Fall, ist sie
oder er verpflichtet, die Registrierungsnummer auf der Online-Plattform fur die kurzfristige

Vermietung von Unterklnften anzugeben.



(6) Die Registrierungsnummern werden in ein 6ffentliches und leicht zugangliches
Register aufgenommen, das von der Gemeinde eingerichtet und gepflegt wird. Die
Gemeinde hat Uber eine technische Funktion die Moéglichkeit bereitzustellen, die
Entfernung der Unterkunft aus dem Register zu beantragen. Beantragt die Gastgeberin
oder der Gastgeber die Entfernung der Unterkunft aus dem Register, wird die
Registrierungsnummer aus dem Register geldscht und verliert inre Gultigkeit. Stellt die
Gemeinde fest, dass die Voraussetzungen zur Erteilung und Nutzung der

Registrierungsnummer nicht mehr vorliegen, ist diese von Amts wegen zu l6schen.

(7) Die Gemeinde bewahrt alle Informationen und Unterlagen, die im Rahmen des
Registrierungsverfahrens tbermittelt wurden, sicher auf. Sie speichert diese nur so lange,
wie sie zur Identifizierung der Unterkunft erforderlich sind, jedoch hochstens 18 Monate
nach dem Zeitpunkt des Antrags der Gastgeberin oder des Gastgebers auf Entfernung der
Unterkunft aus dem Register oder nach einer Loschung von Amts wegen. Eine langere
Aufbewahrung ist nur zulassig, wenn sie aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften
erforderlich ist. Die von der Gastgeberin oder dem Gastgeber bereitgestellten
Informationen durfen nur fur fur die Zwecke der Vergabe der Registriernummer und der

Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes verarbeitet werden.

(8) Die Gemeinde erstellt und aktualisiert die in Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1
Buchstabe a und b der Verordnung (EU) 2024/1028 genannten Listen und Ubermittelt sie

der durch den Bund bestimmten einheitlichen digitalen Zugangsstelle.

(9) Online-Plattformen fur die kurzfristige Vermietung von Unterkinften sind verpflichtet,
Gemeinden, die in einer Liste nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
2024/1028 aufgefuhrt sind, Daten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EU)
2024/1028 uber die durch den Bund bestimmte einheitliche digitale Zugangsstelle zur

Verfugung zu stellen.

(10) Der Gemeinde stehen die in Artikel 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 genannten

Kontrollrechte und Befugnisse zu, insbesondere kann sie gegenuber Online-Plattformen
fur die kurzfristige Vermietung von Unterklnften anordnen, Informationen zu Angeboten
vorzulegen oder Angebote zu entfernen, wenn offensichtliche und ernsthafte Zweifel an
der Echtheit und Gultigkeit der gemal Absatz 2 und 3 Ubermittelten Informationen oder

Unterlagen bestehen.

(11) Die Beantragung und Erteilung einer Registrierungsnummer lasst die

Genehmigungspflicht nach § 10 Absatz 1 unberuhrt.”



6. Die FuB3note 1 wird wie folgt gefasst:

)] Verordnung (EU) 2024/1028 des Europaischen Parlaments und des Rates vom

11. April 2024 Uber die Erhebung und den Austausch von Daten im Zusammenhang mit
Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung von Unterkiinften und zur Anderung der
Verordnung (EU) 2018/1724 (ABI. L 2024/1028).*

7. § 14 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

8. § 17 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 3 wird die Angabe ,zufthrt oder” durch die Angabe ,zufuhrt,” ersetzt.
bb) Nach Nummer 3 werden folgende Nummern 4 bis 6 eingeflgt:

,4. entgegen § 12a Absatz 2 Satz 1 eine Unterkunft nicht bei der Gemeinde
registriert, bevor sie oder er diese Uber Online-Plattformen fur die kurzfristige
Vermietung von Unterklinften anbietet,

5. entgegen § 12a Absatz 5 Satz 2 die Registrierungsnummer auf der Online-
Plattform fUr die kurzfristige Vermietung von Unterklnften nicht angibt,

6. entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 6 Absatz 4 der
Verordnung (EU) 2024/1028 Informationen nicht vorlegt oder entgegen einer
vollziehbaren Anordnung nach Artikel 6 Absatz 3, 4 oder 6 der Verordnung (EU)
2024/1028 Angebote nicht entfernt oder den Zugang dazu nicht sperrt oder”

cc) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 7.

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

,(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 200 000 Euro geahndet

werden.”

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft.



Gesetzesbegriundung

A. Allgemeiner Teil

Im Juli 2024 ist das Schleswig-Holsteinische Wohnraumschutzgesetz in Kraft getreten. Es
enthalt in Abschnitt 3 eine Satzungsermachtigung fur Kommunen mit angespannten
Wohnungsmarkten. Sie sind berechtigt, zur Bekampfung des Wohnraummangels die
Zweckentfremdung von Wohnraum unter einen Genehmigungsvorbehalt zu stellen. Eine
besonders relevante Fallgruppe ist dabei die kurzfristige Vermietung von Wohnraum zu
Ferienzwecken. Angesichts der Ankundigung der EU-Kommission, die Voraussetzungen
fur die Registrierung von Unterklnften fur die kurzfristige Vermietung zu regeln, wurde im
Rahmen des damaligen Gesetzgebungsverfahrens bewusst entschieden, auf
entsprechende Regelungen zunachst zu verzichten. Es sollte sich nicht vor Ort eine Praxis
einspielen, die mit Inkrafttreten einer EU-Verordnung wieder zu andern gewesen ware.

Seit dem 20 Mai 2026 gilt nun die Verordnung (EU) 2024/1028 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 Uber die Erhebung und den Austausch von
Daten im Zusammenhang mit Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung von
Unterkinften als unmittelbar geltendes Recht in jedem Mitgliedstaat. Durch die
Verordnung (EU) 2024/1028 wird eine einheitliche digitale Struktur fur den
Datenaustausch zwischen Gastgeberinnen und Gastgebern von Kurzzeit-Unterklnften,
Online-Plattformen, kommunalen Behdrden und Statistikdmtern geschaffen. Hintergrund
der Verordnung ist die Beobachtung, dass die kurzzeitige Vermietung von Wohnraum an
Touristen Uber Online-Buchungsplattformen in einigen Stadten zur Wohnraumknappheit
beitragt. Ziel der Verordnung (EU) 2024/1028 ist die Herstellung von Transparenz bei der
kurzfristigen Vermietung von Unterkinften. Hierdurch soll dem Mangel und der
Zweckentfremdung von bezahlbarem Wohnraum entgegengewirkt werden.

Eine entscheidende Rolle kommt der ,einheitlichen digitalen Zugangsstelle” auf der Ebene
der Mitgliedstaaten zu, an die die Onlineplattformen zukunftig die Buchungsdaten zu
liefern haben. Hierzu hat der Bund mit dem Kurzzeitvermietung-Datenaustausch-Gesetz —
KVDG vom 12.05.2026 (BGBI. | Nr. 138 vom 18.05.2026) die Bundesnetzagentur
bestimmt. Sie fungiert als ,Datendrehscheibe®, denn die Kommunen wenden sich bei der
Abfrage der Buchungsdaten nicht mehr direkt an die Onlineplattformen, sondern ebenfalls
an die Bundesnetzagentur. Es handelt sich allerdings um eine sog. ,Opt-In-Verordnung®,
d.h. erst wenn durch eine Landesregelung den Kommunen die Registrierung von
Unterkunften eréffnet wird, kommen die einzelnen europarechtlichen Bestimmungen zum
Verfahren zur Anwendung. Die Gemeinden entscheiden im Rahmen ihrer kommunalen
Selbstverwaltung eigenstandig, ob sie von der Madglichkeit zur EinfUhrung eines
Registrierungsverfahrens im Anwendungsbereich ihrer Zweckentfremdungssatzung
Gebrauch machen wollen.

Fir die Gemeinden bietet die Registrierung der Ferienwohnungen und die Abfrage der
Buchungsdaten ein wichtiges Instrument, um die Einhaltung ihrer jeweiligen
Zweckentfremdungssatzung zu Uberprifen. Daher soll ihnen im Schleswig-Holsteinischen
Wohnraumschutzgesetz die  Befugnis eingeraumt werden, ihre kommunale
Zweckentfremdungssatzung um eine Registrierungspflicht zu erganzen. Entsprechend



dem Ansatz der Verordnung (EU) 2024/1028 soll die Registrierungspflicht immer dann
greifen, wenn Gastgeberinnen und Gastgeber ihre Unterkinfte auf Onlineplattformen fur
die kurzfristige Vermietung von Unterkinften anbieten wollen.

Zu diesem Zweck wird ein neuer § 12a eingefuhrt. Dieser enthalt zum einen die
Ermachtigungsgrundlage far die Gemeinden zur EinfGhrung eines
Registrierungsverfahrens im Rahmen ihrer Zweckentfremdungssatzung sowie die darauf
beruhende Registrierungspflicht fur Gastgeberinnen und Gastgeber im raumlichen und
zeitlichen Anwendungsbereich dieser Satzung. Aufgrund einer neu eingeflhrten
Registrierungspflicht haben Gastgeberinnen und Gastgeber ihre Unterkunft zu registrieren,
bevor sie diese Uber Online-Plattformen fur die kurzfristige Vermietung anbieten. Im
Rahmen des Registrierungsverfahrens wird fur die Unterkunft von der Gemeinde eine
Registrierungsnummer vergeben, die bei Angeboten auf der jeweiligen Online-Plattform
durch die Gastgeberin oder den Gastgeber anzugeben ist und eine eindeutige
Identifizierung sowie Zuordnung des Angebots ermdglicht. Die Online-Plattformen
erfassen die nach der Verordnung (EU) 2024/1028 vorgesehenen Daten und Ubermitteln
insbesondere die angegebene Registrierungsnummer, die genaue Anschrift der Unterkunft
sowie die URL des Angebots an die Bundesnetzagentur. Die Gemeinden kdnnen die
Daten bei der Bundesnetzagentur abrufen und fur die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach
diesem Gesetz nutzen.

Der Zugang zu Daten von Onlineplattformen im Rahmen der kurzfristigen Vermietung von
UnterkUnften ist seit dem 20. Mai 2026 in allen Mitgliedstaaten nur noch maglich, wenn ein
digitales Registrierungsverfahren nach Maligabe der Verordnung (EU) 2024/1028
eingefuhrt wird. Der in § 14 Absatz 1 Satz 2 beschriebene Auskunftsanspruch der
Gemeinden gegenlber Diensteanbietern im Sinne des - inzwischen auch schon auler
Kraft getretenen - Telemediengesetzes ist daher aus Klarstellungsgriinden zu streichen.

Die landesrechtlichen Regelungen lehnen sich eng an die Bestimmungen der Verordnung
(EU) 2024/1028 an und beschreiben die sich daraus ergebenden wesentlichen Rechte
und Pflichten. Zugleich konkretisieren sie Begrifflichkeiten, wo es fur ein einheitliches
Verstandnis sinnvoll ist und die Verordnung (EU) 2024/1028 ausdrucklich einen
Regelungsspielraum Iasst.

Einzelheiten, insbesondere zum Anwendungsbereich, zu den Begriffsbestimmungen, zum
Registrierungsverfahren, zu den von den Gastgebern vorzulegenden Informationen, zur
behordlichen Uberprifung sowie zur Ubermittiung und zum Abruf der Téatigkeitsdaten,
ergeben sich unmittelbar aus der Verordnung (EU) 2024/18 selbst. Soweit dies zur
Klarstellung erforderlich ist, verweist der Gesetzestext auf einzelne Bestimmungen der
Verordnung (EU) 2024/18.

Um die Einhaltung der sich aus dem Registrierungsverfahren ergebenden Pflichten
abzusichern, sind die Ordnungswidrigkeitstatbestande entsprechend erganzt worden.



B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 Nummer 1
Redaktionelle Anpassung.
Zu Artikel 1 Nummer 2 a

Die Streichung dieser Voraussetzung entbindet die Kommunen nicht von einer Verhaltnis-
maligkeitsprifung nach den Grundsatzen der europaischen Dienstleistungsrichtlinie
(Richtlinie 123/2006/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem-
ber 2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt, dort Art. 9 Abs. 1 Buchst. ¢ sowie

10 Abs. 2 Buchst. c).

Zu Artikel 1 Nummer 2b

Die neu aufgenommene Anzeigepflicht dient der Information der Landesregierung und ist
insbesondere bei Einfihrung einer kommunalen Registrierungspflicht relevant. So kann
sichergestellt werden, dass das zustandige Ministerium koordinierende Aufgaben zur
Umsetzung der Verordnung (EU) 2024/18 Gbernehmen kann.

Zu Artikel 1 Nummer 3

Die Anpassung in § 11 Absatz 3 Satz 4 erlautert, wer berechtigt ist, den Antrag auf
Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung zu stellen. Durch die Ergénzung wird
klargestellt, dass der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung neben von der
verfugungsberechtigten Person auch von einer nutzungsberechtigten Person beantragt
werden kann. Die nutzungsberechtigte Person muss daflr eine Einverstandniserklarung
der oder des Verfugungsberechtigten vorlegen. Damit wird sichergestellt, dass auch
Mieterinnen und Mieter eine Genehmigung fur eine beabsichtigte Zweckentfremdung von
Wohnraum z.B. flr eine befristete Untervermietung beantragen koénnen. Da die
Vermieterin oder der Vermieter hierfir die mietrechtlich notwendige Genehmigung erteilt
hat, liegt auch ein Bescheidungsinteresse der Nutzungsberechtigten vor.

Zu Artikel 1 Nummer 4

Die Anordnungsbefugnis zur Entfernung von Angeboten von Onlineplattformen ist nun in
die Regelungen zum Registrierungsverfahren integriert (dort § 12 a Absatz 10). Sie ist
daher aus den allgemeinen Bestimmungen zum Anordnungsrecht zu streichen.

Zu Artikel 1 Nummer 5
Zu Absatz 1

§ 12a Absatz 1 Satz 1 eroffnet den Gemeinden die Maoglichkeit, im Rahmen einer
Zweckentfremdungssatzung ein Registrierungsverfahren nach Artikel 3 Nr. 8 der
Verordnung (EU) 2024/1028 fur Angebote kurzfristiger Vermietungen von Unterkinften
uber Online-Plattformen einzufihren. Die Einfuhrung eines Registrierungsverfahrens ist an
den Erlass einer Zweckentfremdungssatzung geknupft. Es kann daher ausschlieBlich
innerhalb des raumlichen und zeitlichen Geltungsbereichs einer solchen Satzung



eingerichtet werden. Auf diese Weise erhalten Gemeinden mit angespannten
Wohnungsmarkten die Mdoglichkeit, durch die Registrierungspflicht verlassliche
Informationen zu Kurzzeitvermietungen uber Online-Plattformen zu gewinnen. Gemeinden
ohne Zweckentfremdungssatzung haben auf Grundlage dieses Gesetzes nicht die
Moglichkeit, ein eigenstandiges Registrierungsverfahren einzufuhren. Die Gemeinden
entscheiden im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltungshoheit, ob sie von der
Moglichkeit zur Einfuhrung eines Registrierungsverfahrens im Anwendungsbereich ihrer
Zweckentfremdungssatzung Gebrauch machen wollen. Die Umsetzung kann entweder
durch die Anderung einer bereits bestehenden Zweckentfremdungssatzung oder im Zuge
des Erlasses einer neuen Satzung erfolgen. Gemeinden, die keine europarechts-
konformes Registrierungsverfahren und eine Registrierungspflicht einfihren, haben keinen
Zugriff auf Buchungsdaten von Online-Plattformen.

§ 12a Absatz 1 Satz 2 definiert den Begriff der Dienstleistung der kurzfristigen Vermietung
von Unterkiunften. Die Begriffsbestimmung orientiert sich an Artikel 3 Nr. 4 der Verordnung
(EU) 2024/1028 und wird im Landesrecht weiter konkretisiert.

Nach Artikel 3 Nr. 4 und Erwagungsgrund 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 sind die
Lander ausdrucklich befugt, den Begriff der kurzzeitigen Vermietung naher
auszugestalten. Um eine schlussige Regelung von Registrierungspflicht und
Genehmigungspflicht zu  gewahrleisten, wurde auf den  Wortlaut des
Zweckentfremdungstatbestandes von § 10 Absatz 2 Nr. 3 abgestellt. Bei der Definition der
Kurzzeitvermietung rtckt damit die die tage- und wochenweise Vermietung in den Fokus,
weil sie die typische Vermietungsform bei Ferienwohnungen ist und das Nutzungskonzept
damit erkennbar auf eine fortlaufend wechselnde Belegung angelegt ist.

§ 12a Absatz 1 Satz 3: Von dem Begriff der kurzfristigen Vermietung von Unterkinften
und damit vom Anwendungsbereich des § 12a ausgenommen sind gemal} § 12a Absatz 1
Satz 3 die in Artikel 3 Nr. 1 Buchst. a und b der Verordnung (EU) 2024/1028 genannten
Beherbergungsbetriebe. Hierzu zahlen Hotels, Gasthéfe und Pensionen, einschlieRlich
Ferienhotels, Suite-/Apartmenthotels, Hostels und Motels wie in Gruppe 55.1 (,Hotels,
Gasthofe und Pensionen®) und Hostels wie in Gruppe 55.2 (,Ferienunterkinfte und
ahnliche Beherbergungsstatten) der NACE Rev. 2, Anhang | der Verordnung (EG) Nr.
1893/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates beschrieben sowie die die
Bereitstellung von Unterklnften auf Campingplatzen wie in NACE Rev. 2 Gruppe 55.3,
Anhang | der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006, beschrieben. Klassische Ferienwohnungen
oder einzelne moblierte Zimmer in  einer Wohnung unterliegen dagegen der
Registrierungspflicht.

§ 12a Absatz 1 Satz 4 verpflichtet eine Gemeinde, soweit sie ein Registrierungsverfahren
einfuhren mdchte, dieses online bereit zu stellen.

Zu Absatz 2

§ 12a Absatz 2 Satz 1 regelt die Registrierungspflicht fir die Gastgeberin oder den
Gastgeber. Soweit eine Gemeinde ein Registrierungsverfahren in ihrer Satzung eingeftihrt
hat, ist die Gastgeberin oder der Gastgeber verpflichtet, die Unterkunft online zu
registrieren, bevor sie oder er die Unterkunft Gber eine Online-Plattform flr die kurzfristige



Vermietung anbietet. Dies gilt nur, wenn die zu vermietende Unterkunft in dem durch die
Satzung festgelegten Gebiet belegen ist. Jede Unterkunft darf nur einem
Registrierungsverfahren unterliegen. Fir jede zu vermietende Unterkunft ist eine separate
Registrierungsnummer notwendig, selbst wenn sich diese im gleichen Haus befindet.

§ 12a Absatz 2 Satz 2 und 3 regeln die Informationspflichten der Gastgeberin oder des
Gastgebers und verweisen auf die unmittelbar geltenden Vorgaben aus Artikel 5 der
Verordnung (EV) 2024/1028. Dieser Fragenkatalog ist abschlie3end,
daruberhinausgehende Informationen sind von den Kommunen fur die Registrierung nicht
abzufragen. Insbesondere ist die genaue Anschrift des Wohnraums, die Verwendung als
Haupt- oder Zweitwohnsitz, die Hochstzahl der Schlafgelegenheiten sowie Name,
Anschrift und Kontaktdaten der Gastgeberin oder des Gastgebers anzugeben. Auch ist
dariber Auskunft zu geben, ob die Vermietung der Unterkunft aufgrund der
Zweckentfremdungssatzung  genehmigungspflichtig ist, insbesondere weil der
genehmigungsfreie Zeitraum von 84 Tagen im Jahr Uberschritten wird. Sind
Aktualisierungen der Angaben erforderlich, so hat die Gastgeberin oder der Gastgeber
dies Uber eine von der Gemeinde bereitgestellte technische Funktion vorzunehmen. Dies
kann auch Unterlagen betreffen, die nur flr einen begrenzten Zeitraum gultig sind wie
beispielsweise ein Ausweisdokument oder eine Brandschutz- oder
Sicherheitsbescheinigung (Erwagungsgrund 13 der Verordnung (EU) 2024/1028).

Zu Absatz 3

§ 12a Absatz 3 Satz 1 eroffnet fur die Gemeinden im Rahmen ihrer Entscheidungshoheit
die Moglichkeit, fur die nach Absatz 2 Ubermittelten Informationen Belege anzufordern.
Dies ist entsprechend durch die Satzung feszulegen.

Die Gemeinden koénnen gemall § 12a Absatz 3 Satz 2 auch die Kopie einer
zweckentfremdungsrechtlichen Genehmigung nach § 10 oder einen eindeutigen Verweis
darauf verlangen, wenn die Gastgeberin oder der Gastgeber im Rahmen der Registrierung
angegeben hat, dass die Einheit der zweckentfremdungsrechtlichen Genehmigungspflicht
unterliegt oder aufgrund der gemachten Angaben die automatische Feststellung dieser
Genehmigungspflicht méglich ist (vgl. auch Artikel 5 Absatz 1 Buchst. a Ziffer v der
Verordnung (EU) 2024/1028.

§ 12a Absatz 3 Satz 4 stellt klar, dass auf durch die Gastgeberin oder den Gastgeber
bereits eingereichte Informationen und Unterlagen bei spateren Registrierungen erneut
zuruckgegriffen werden kann. Auch dies ist eine Vorgabe der Verordnung (EU) 2024/1028
(Artikel 4 Absatz 4, Erwagungsgrund 32).

Zu Absatz 4

§ 12a Absatz 4 regelt die Vergabe der Registrierungsnummer. Sie hat nach Artikel 4
Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/1028 automatisch und unverzuglich
nach Vorlage der erforderlichen Informationen der Gastgeberin oder des Gastgebers zu
erfolgen. Automatisch  bedeutet, dass zum Zeitpunkt der Vergabe der
Registrierungsnummer keine inhaltliche Prufung der Angaben erfolgt. Die Vergabe kann
somit vollstandig durch automatisierte Einrichtungen erlassen werden.



Die Registrierungsnummer wird als vollstandig automatisierter Verwaltungsakt im Sinne
des § 106a LVwG erlassen. So ist sichergestellt, dass das Registrierungsverfahren einem
wirksamen Beschwerdeverfahren unterliegt. Erst durch die Registrierungsnummer wird die
Gastgeberin oder der Gastgeber im Anwendungsbereich eines Registrierungsverfahrens
befahigt, die Unterkunft zur kurzfristigen Vermietung Uber Online-Plattformen anzubieten.

Eine Verwaltungsgebuhr wird nicht erhoben. Diese Vorgabe tragt Erwagungsgrund 10 der
Verordnung (EU) 2024/1028 Rechnung, wonach die Registrierung moglichst unentgeltlich
erfolgen soll.

Zu Absatz 5

Gemal § 12a Absatz 5 ist die Gastgeberin oder der Gastgeber verpflichtet, der Online-
Plattform mitzuteilen, ob die dort angebotene Unterkunft einem Registrierungsverfahren
unterliegt und wenn dies der Fall ist, die Registrierungsnummer auf der Online-Plattform
anzugeben. Die Verpflichtung folgt unmittelbar aus Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe h der
Verordnung (EU) 2024/1028 und wird aus Klarstellungsgriinden im Gesetz aufgeflhrt.

Zu Absatz 6

§ 12a Absatz 6 Satz 1 und 2 verpflichten die Gemeinde, ein Offentliches und leicht
zugangliches Register einzurichten, in das die Registrierungsnummern aufgenommen
werden (vgl. auch Artikel 4 Absatz 5 Verordnung (EU) 2024/1028). Die Gemeinde, welche
die Registrierungsnummer erteilt, ist neben der Einrichtung auch fur die Pflege des
Registers verantwortlich. Nach Erwagungsgrund 22 der Verordnung (EU) 2024/1028
sollen anhand der Eintrage im Register die Online-Plattformen die Mdglichkeit erhalten,
die Gultigkeit von Registrierungsnummern oder die Richtigkeit von Eigenerklarungen des
Gastgebers mittels Stichprobenkontrollen zu Uberprifen. Daher sollten Aktualisierungen
des Registers von der Gemeinde mdglichst zeithah vorgenommen werden. Das Register
darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

§ 12a Absatz 6 Satz 3 und 4 berechtigen die Gastgeberin oder den Gastgeber, die
Entfernung der Unterkunft aus dem Register zu beantragen. Die Registrierungsnummer
wird daraufhin aus dem Register geldscht und verliert ihre Gultigkeit. Die Gemeinde ist
verpflichtet, die Beantragung zur Entfernung der Unterkunft Gber technische Mittel zu
ermoglichen (vgl. Artikel 4 Absatz 3 Buchst. g der Verordnung (EU) 2024/1028).

§ 12a Absatz 6 Satz 5 berechtigt die Gemeinde zur Loschung der Registrierungsnummer
von Amts wegen, soweit sie selbst feststellt, dass die Voraussetzungen zur Erteilung und
Nutzung entfallen sind.

Zu Absatz 7

Die Regelungen des § 12a Absatz 7 Satz 1 und 2 in Bezug auf die Aufbewahrung und
Speicherung von Daten erfolgt im Hinblick auf Artikel 5 Absatz 5 Satz 1 der Verordnung
(EU) 2024/1028). Informationen oder Unterlagen, die im Rahmen eines
Registrierungsverfahrens Ubermittelt wurden, sind in sicherer Weise und nur flir einen
Zeitraum aufzubewahren, der fur die Identifizierung der Unterkunft erforderlich ist.
Hochstens sind die Informationen und Unterlagen fir 18 Monate zu speichern, berechnet



ab dem Zeitpunkt der Antragsstellung der Gastgeberin oder des Gastgebers auf Loschung
der Registrierungsnummer oder nach einer Loschung von Amts wegen. Dies ermdglicht
der Gemeinde die Durchfihrung entsprechender Kontrollen auch nach der Streichung der
Unterkunft aus dem Register im vorgeschriebenen Zeitraum.

Gemal § 12a Absatz 7 Satz 3 ist eine langere Aufbewahrung nur dann ausnahmsweise
zulassig, wenn sie aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften erforderlich ist. Eine langere
Aufbewahrung ist nach Erwagungsgrund 13 der (EU) 2024/1028 insbesondere denkbar
bei anhangigen Gerichtsverfahren. Die Gemeinde darf nach § 12a Absatz 7 Satz 4 die
Informationen und Unterlagen nur fur Zwecke der Vergabe der Registrierungsnummer und
der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes verarbeiten (vgl. Artikel 5 Absatz 5 Satz 2
Verordnung (EU) 2024/1028). Damit ist die Verwendung der Daten z.B. fur steuerliche
Zwecke oder fur bauaufsichtsrechtliche Verfahren nicht gestattet.

Zu Absatz 8

§ 12a Absatz 8 verpflichtet die Gemeinde, die in Artikel 12 Absatz 1 sowie in Artikel 13
Absatz 1 Buchstabe a und b der Verordnung (EU) 2024/1028 genannten Listen zu
erstellen und zu aktualisieren. Die Listen sind an die durch den Bund bestimmten
einheitlichen digitalen Zugangsstelle zu Ubermitteln. Die Zustandigkeit flr die einheitliche
digitale Zugangsstelle liegt gemal § 22a Absatz 1 Satz 1 Digitale-Dienste-Gesetz (DDG)
bei der Bundesnetzagentur. Dort werden sie frei zuganglich auf der Internetseite
veroffentlicht. Im einzelnen sieht die Verordnung (EU) 2024/1028 folgende Listen vor:

Nach Artikel 12a Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 ist eine Liste der zustandigen
Behorden zu erstellen, die flir die Gebiete =zustandig sind, fir die ein
Registrierungsverfahren gilt.

Nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024/1028 ist eine Liste der
Gebiete zu erstellen, in denen ein Registrierungsverfahren gilt.

Nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/1028 ist eine Liste von
Gebiete zu erstellen, fur die die zustandige Behdrde Daten von Online-Plattformen
angefordert haben.

Diese in der Verordnung (EU) 2024/1028 durchaus kompliziert formulierte Verpflichtung
lauft im Ergebnis auf eine Liste hinaus, die auf der Seite der Bundesnetzagentur zu finden
ist (,Liste der Gebiete mit Registrierungsverfahren®). Dafur melden die Kommunen Uber
die digitale Schnittstelle an die Bundesnetzagentur, dass ihre Gebiete (oder theoretisch
auch Teile des Gemeindegebietes) einer Registrierungspflicht unterliegen und geben als
zustandige Behorde den Namen ihrer Stadt oder Gemeinde an. Die digitale Schnittstelle
wird im Rahmen der Fachverfahren auf kommunaler Ebene eingerichtet, die
Landesbehorden verfugen uber diesen Kommunikationsweg nicht. Aufgrund der § 10
Absatz 1 Satz 3 neu aufgenommenen Meldepflicht hat allerdings auch das Land einen
Uberblick tiber die kommunalen Zweckentfremdungssatzungen und ggf. darin enthaltenen
Registrierungspflichten.

Auch fur die Bundesnetzagentur ist die Kenntnis von den Gebieten, in denen ein
Registrierungsverfahren gilt, wichtig, denn sie hat im Rahmen der Umsetzung der



Verordnung (EU) 2024/1028 eigene Kontroll- und Informationspflichten. Zugleich kdnnen
sich Uber die offentliche Plattform Gastgeberinnen und Gastgeber sowie Onlineplattformen
uber den Geltungsbereich von Registrierungspflichten informieren.

Zu Absatz 9

§ 12a Absatz 9 Satz 1 verpflichtet Online-Plattformen fur die kurzfristige Vermietung von
Unterkinften den Gemeinden, in denen eine Registrierungspflicht gilt, Daten nach Artikel 9
Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 Uber die einheitliche digitale
Zugangsstelle bei der Bundesnetzagentur zur Verfigung zu stellen. Dort kdnnen die Daten
von den Gemeinden abgerufen werden. Es bedarf also immer der zwischengeschalteten
Bundesnetzagentur fir den Datenabruf. Ein unmittelbarer Zugriff der Gemeinden auf
Daten der Onlineplattformen ist seit Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2024/1028 nicht
mehr maoglich.

Daten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EU) 2024/1028 umfassen die
Tatigkeitsdaten nach Artikel 3 Nummer 12 der Verordnung (EU) 2024/1028 sowie die
entsprechende, von der (Gastgeberin oder dem Gastgeber angegebene
Registrierungsnummer, die genaue Anschrift der Unterkunft sowie die URL des Angebots.

Zu Absatz 10

§ 12a Absatz 10 verweist auf die den Gemeinden zustehenden Kontrollrechte und
Befugnisse, die sich unmittelbar aus Artikel 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 ergeben.
Nach Artikel 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 sind die Gemeinden befugt, die von der
Gastgeberin oder Gastgeber im Registrierungsverfahren Ubermittelten Angaben und
Nachweise jederzeit zu (berpriifen. Je nach Ergebnis der Uberpriifung kénnen sie die
Gastgeberin oder den Gastgeber zur Berichtigung oder Erganzung seiner Angaben
auffordern, die Gultigkeit einer Registrierungsnummer (vorlaufig) aussetzen oder — unter
den in der Verordnung vorgesehenen Voraussetzungen — widerrufen. Dartber hinaus
kénnen sie gegenlber Online-Plattformen Anordnungen treffen, insbesondere die Vorlage
weiterer Informationen verlangen oder die Entfernung von Angeboten beziehungsweise
die Sperrung des Zugangs zu den betreffenden Angeboten anordnen. Eine solche
Anordnung sollte alle zur Identifizierung des Angebotes erforderlichen Informationen
enthalten, einschliellich der URL-Adresse des Angebotes. Vor einer Aussetzung oder
einem Widerruf der Registrierungsnummer ist der Gastgeberin oder dem Gastgeber
grundsatzlich Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Einzelheiten zu den
Voraussetzungen und Rechtsfolgen ergeben sich unmittelbar aus der Verordnung selbst.

Zu Absatz 11

Das Registrierungsverfahren ist ein eigenstandiges Verfahren, es enthalt keine
Entscheidung in Bezug auf die Genehmigung der Zweckentfremdung. Beide Verfahren
werden unabhangig voneinander durchgefuhrt. Eine Verknlpfung ist nur insoweit
erkennbar, als die Kommune die Vorlage der Genehmigung im Registrierungsverfahren
verlangen kann. Dieses muss sie dann im Rahmen ihrer Satzung entsprechend
bestimmen.



Zu Artikel 1 Nummer 6
Redaktionelle Anpassung.
Zu Artikel 1 Nummer 7

Nach Erwagungsgrund 4 der Verordnung (EU) 2024/1028 sollen im Interesse einer
wirksamen Harmonisierung und einer einheitlichen Anwendung dieser Vorschriften die
Mitgliedstaaten keine Rechtsvorschriften zum Zugang zu Daten von Online-Plattformen flr
die kurzfristige Vermietung von Unterklnften auf3erhalb der in der vorliegenden
Verordnung festgelegten konkreten Regelung erlassen kénnen.

Der Zugang zu den Daten ist seit dem 20. Mai 2026 in allen Mitgliedstaaten mithin nur
noch moglich, wenn ein digitales Registrierungsverfahren nach MalRgabe der Verordnung
(EU) 2024/1028 eingefuhrt wird. Ab diesem Zeitpunkt sind mitgliedstaatliche Regelungen
zum Zugang zu Daten Uber kurzfristige Vermietungen von Unterkinften von Online-
Plattformen aulerhalb der in der Verordnung (EU) 2024/1028 festgelegten konkreten
Regelungen gesperrt. Der Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2024/1028 ist damit
abschlie3end. In der Folge ist der bislang bestehende Auskunftsanspruch der Gemeinden
gegenuber Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes nach § 14 Absatz 1 Satz 2
wirkungslos und daher zu streichen. Online-Plattformen flr die kurzfristige Vermietung von
Unterkinften sind in Umsetzung der Verordnung (EU) 2024/1028 nun bereits unmittelbar
durch Artikel 9 zur Ubermittlung von Tétigkeitsdaten und Registrierungsnummern
verpflichtet.

Zu Artikel 1 Nummer 8

Nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1028 sind die Mitgliedstaaten unter
anderem befugt, Sanktionen bei VerstoRen gegen Artikel 6 der Verordnung (EU)
2024/1028 zu verhangen. Eine Ahndung ist auch bei VerstéRen durch die Gastgeberin
oder den Gastgeber maoglich.

Daher werden im Katalog der Ordnungswidrigkeitentatbestande in § 17 Absatz 1 Satz 1
die Nummern 4-6 als notwendige Folgeanderung eingefihrt. Die ehemalige Nummer 4
verschiebt sich und wird somit zu Nummer 7.

Nach Nummer 4 handelt die Gastgeberin oder der Gastgeber ordnungswidrig, wenn sie
oder er vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 12a Absatz 2 Satz 1 eine Unterkunft nicht
registriert, bevor sie oder er diese Uber Online-Plattformen fir die kurzfristige Vermietung
von Unterklnften anbietet. Das Verhalten der Gastgeberin oder des Gastgebers kann
ebenso gemall Nummer 5 sanktioniert werden, wenn sie oder er vorsatzlich oder
fahrlassig entgegen § 12a Absatz 5 Satz 2 die Registrierungsnummer auf Online-
Plattformen  nicht angibt, obwohl die entsprechende Unterkunft einem
Registrierungsverfahren unterliegt. Diese vorgesehenen Ahndungsmalnahmen dienen
insbesondere dazu, Gastgeberinnen und Gastgebern entgegenzuwirken, die sich der
Registrierungspflicht entziehen wollen und dennoch am Geschéaftsverkehr teilnehmen, um
hieraus wirtschaftliche Vorteile zu ziehen.



Nach Nummer 6 konnen auch Online-Plattformen mit einem Bulgeld belegt werden,
wenn diese vorsatzlich oder fahrlassig einer vollziehbaren Anordnung einer Gemeinde
nach Artikel 6 der Verordnung (EU) 2024/1028 nicht nachkommen. Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2024/1028 ermachtigt die Gemeinden unmittelbar zum Erlass von
Anordnungen gegen Online-Plattformen.

Durch die EinfUhrung der Nummer 6 erster Halbsatz besteht zum einen eine
Ahndungsmoglichkeit der Gemeinde gegenuber Online-Plattformen, wenn entgegen einer
vollziehbaren Anordnung entsprechende Informationen nicht vorgelegt werden:

Im Sinne des Artikel 6 Absatz 4 ist die Gemeinde befugt, gegenuber Online-Plattformen
anzuordnen, (weitere) Informationen vorzulegen, anhand derer die Gemeinde die Echtheit
und Gultigkeit der betreffenden Registrierungsnummer bzw. -nummern Uberprifen
kénnen, wenn offensichtliche und ernsthafte Zweifel an der Echtheit und Giiltigkeit der
durch die Gastgeberin oder den Gastgeber Ubermittelten Informationen oder Unterlagen
bestehen. Wird dem nicht nachgekommen, so ist mit Nummer 6 eine Sanktionsmaoglichkeit
eroffnet.

Durch Einfuhrung der Nummer 6 zweiter Halbsatz besteht zum anderen die Befugnis fir
die Gemeinden zur Sanktionierung gegentber Online-Plattformen, wenn entgegen einer
vollziehbaren Anordnung nach Artikel 6 Absatz 3, 4 oder 6 der Verordnung (EU) 2024/1028
Angebote nicht entfernt oder der Zugang dazu nicht gesperrt wird. Entsprechende
Anordnungen kann die Gemeine nach Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen etwa
dann erlassen, wenn die Gastgeberin oder der Gastgeber es versaumt, die
entsprechenden Informationen und Unterlagen (nach voriger Aufforderung) zu berichtigen
oder wenn offensichtliche und ernsthafte Zweifel an der Echtheit und Gultigkeit der
entsprechenden ubermittelten Informationen oder Unterlagen bestehen.

In § 17 Absatz 2 wird fur Ordnungswidrigkeiten eine Hohe des Buligeldes auf bis zu
200.000 Euro festgelegt, um eine wirksame und effektive Durchsetzung der gesetzlichen
Vorgaben zu gewahrleisten und eine hinreichende Abschreckung zu entfalten. Die
einzelfallgerechte Ahndung der VerstdRe und konkrete Bemessung der Buf3geldhdhe
erfolgen durch die zustandige Behorde.

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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der Landesregierung



Formulierungshilfe für ein Gesetz zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Wohnraumschutzgesetzes

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 1 b des Parlamentsinformationsgesetzes.

Federführend ist das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport.

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss





